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Zuständigkeit anderer Gerichte als der Amtsgerichte ge­
hören.

Örtliche Zuständigkeit.
§ 143

(1) Die örtliche Zuständigkeit der Beamten der Staats­
anwaltschaft wird durch die örtliche Zuständigkeit des 
Gerichts bestimmt, für welches sie bestellt sind.

(2) Ein unzuständiger Beamter der Staatsanwaltschaft 
hat sich den innerhalb seines Bezirkes vorzunehmenden 
Amtshandlungen zu unterziehen, bei denen Gefahr im 
Verzug obwaltet.

(3) Können die Beamten der Staatsanwaltschaft ver­
schiedener Länder sich nicht darüber einigen, wer von 
ihnen die Verfolgung zu übernehmen hat, so entscheidet 
der ihnen gemeinsam Vorgesetzte Beamte der Staatsan­
waltschaft und in Ermangelung eines solchen der Ober­
reichsanwalt.

Organisation.
§ 144

Besteht die Staatsanwaltschaft eines Gerichts aus 
mehreren Beamten, so handeln die dem ersten Beamten 
beigeordneten Personen als dessen Vertreter; sie sind, 
wenn sie für ihn auftreten, zu allen Amtsverrichtungen 
desselben ohne den Nachweis eines besonderen Auftrags 
berechtigt.

Ersetzungsbefugnis.
§ 145

(1) Die ersten Beamten der Staatsanwaltschaft bei den 
Oberlandesgerichten und den Landgerichten sind befugt, 
bei allen Gerichten ihres Bezirks die Amtsverrichtungen 
der Staatsanwaltschaft selbst zu übernehmen oder mit
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